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«Jeder Schuhladen ist besser organisiert»
Waffengeschäfte RechtsprofessorinMonika Roth übt nach demKorruptionsskandal beimRüstungsbetrieb Ruag harte

Kritik an derGeschäftsleitung. Dass dies bei einemBundesbetrieb passiere, sei kein Zufall, sagt die Compliance-Expertin.

Interview: Roger Braun

MonikaRoth, einKadermann
derRuagverkauft
über JahreRüstungsmaterial,
ohnedassdieFirmaetwas
mitbekommt.Hatdie
Führungversagt?
Auf jeden Fall. Sie hat es unter-
lassen, griffige Kontrollmecha-
nismenzu schaffen,umsicherzu-
stellen, dassniemand indie eige-
ne Tasche wirtschaftet. Dafür
gibt es keine Entschuldigung.

Ruag-ChefUrsBreitmeier
sagt, derMitarbeiterhabe
sichnicht andenVerhaltens-
kodexderFirmagehalten.
Damit macht er es sich zu ein-
fach. Es reicht nicht, einen Ver-
haltenskodex zu schaffen und zu
erwarten,dass ihndannauchalle
einhalten.EsbrauchtPrävention
undKontrollen,damitdieRegeln
befolgt werden. Für mich ist es
unfassbar, dass Waffen ab Lager
verkauft werden, ohne dass je-
mand etwas davonmerkt.

Wie ist so etwasmöglich?
Ich kann das nicht nachvollzie-
hen. Jeder Schuhladen ist besser
organisiert, indemer regelmässig
Inventur macht und damit be-
merkt,wenneinProdukt fehlt.Es
ist unerhört, dass sich jemand im
Warenlagerbedienenkann, ohne
dass dies registriertwird. Bei der
Ruag fehlt es offenbar an einem
Inventar, an einer ordentlichen
Verbuchung, am Vieraugenprin-
zip: Es fehlt an allem!

DieRuaghandeltnichtmit
Schuhen, sondernmitWaffen.
Umso unverständlicher sind die
mangelnden Kontrollmechanis-
men. JedesKindweiss,dassesbei
WaffeneinerhöhtesBestechungs-
risiko gibt. WerWaffen verkauft,
gerät in ein Umfeld korrupter
Amtsträger, kriminellerGruppen
undGeldwäscherei.Auchgehtes
um hohe Geldbeträge, die das
Korruptionsrisikovergrössern.Da
kannmansichnichtorganisieren
wie die Papeterie umdie Ecke.

Wiekannes trotzdemsein,
dassdieAufsicht so lasch ist?
Entscheidend ist, wie dieUnter-
nehmensspitze auftritt. Siemuss

klarmachen, dass für Regelver-
stösse Nulltoleranz gilt.

Ist dasbei derRuagderFall?
Überhaupt nicht. Vor gut einem
Jahr tadelte die Eidgenössische
Finanzkontrolle die Ruag für
mangelndeTransparenzundun-
genügendeKontrollsysteme.Die
Reaktion der Ruag? Sie beklagte
sich, dass sie als privatrechtliche
Aktiengesellschaft von den Bun-
desbehördendurchleuchtetwird.
Daswar ein erbärmliches Signal.
Stattdessen hätte die Führung
hinstehensollenundklarmachen
müssen,dassVerstösseknallhart
bestraft werden. Damit hätte sie
dasKontrollbewusstseinderMit-
arbeitenden gestärkt.

Bereits bei derPosthattedie
interneAufsicht versagt, als
Postautounrechtmässige
Subventionenbezog. Sinddie
beidenFälle vergleichbar?

In Bezug auf die Compliance
durchaus. InbeidenFällenhaben
die Aufsichtsinstanzen geschla-
fen. Und in beiden Fällen gab es
klare Warnsignale. Bei der Ruag
war das der kritische Bericht der
Finanzkontrolle vor einem Jahr,
beiderPostdiemissbräuchlichen
Buchungen,die imJahr2013auf-
geflogenwaren. InbeidenFällen
ist dieUnternehmensspitze ihrer
Führungsverantwortung nicht
nachgekommen.

HabendieBundesbetriebe
einControllingproblem?
Ja, das haben sie. Die Privatwirt-
schaft hat seit demSchmiergeld-
skandal um den Stromkonzern
Alstom imJahr 2011 reagiert und
die Kontrollmechanismen deut-
lichverbessert.Nicht sodieBun-
desbetriebe: Sie denken, bei
ihnen gebe es keine Korruption,
keineSelbstbereicherung.Das ist
anmassend und falsch.

Zeigt derFallRaiffeisennicht,
dass auch inderPrivatwirt-
schaft gemauscheltwird?
Bei der Raiffeisen hat der Ver-
waltungsratzweifelsohneversagt.
Doch ich bleibe dabei: In Firmen
vergleichbarerGrösse istdasKon-
trollbewusstsein bei Privatunter-
nehmen weit grösser als bei sol-
chen des Bundes. Es ist eine kul-
turelle Frage, und es ist höchste
Zeit, dass die Bundesbetriebe
aufwachen.

Ist esnichtparadox,dass
ausgerechnetStaatsbetriebe,
dieunter zusätzlicherpoliti-
scherAufsicht stehen, ein
Controllingproblemhaben?
Dass die staatliche Kontrolle
nicht viel taugt, hatderPostauto-
Skandal eindrücklich gezeigt. Es
liegt andenFirmenselbst, sich so
zuorganisieren, dass es zukeinen
Verfehlungen kommt. Der Ver-
waltungsrat trägt die volle Ver-
antwortung, unabhängig davon,
obesweitere Instanzengibt,wel-
che die Aufsicht ausüben.

Zur Person
Monika Roth ist Rechtsanwältin
und Professorin an der Hoch­
schule Luzern. Sie ist auf Compli­
ance Management und Wirt­
schaftsstrafrecht spezialisiert.

Schweiz gibt 32MillionenFranken anÄgypten zurück
Potentatengelder Erstmals seit demSturz von Ex-PräsidentMubarak vor über sieben

Jahren hat die Schweiz einen Teil der damals beschlagnahmtenGelder anÄgypten zurückerstattet.

DieSchweiz rühmtsichals«Welt-
meisterin» bei der Rückerstat-
tung unrechtmässig erworbener
Potentatengelder. Bei den nach
dem Arabischen Frühling be-
schlagnahmten Geldern ist sie
diesem Ruf bisher aber nicht
gerecht worden. Kritisch präsen-
tiert sich die Bilanz vor allem bei
den sogenannten Mubarak-Gel-
dern. 700 Millionen Dollar wur-
den nach dem Sturz von Hosni
Mubarak im Februar 2011 auf
Konten aus dem Umfeld des
ägyptischenPräsidentenvorsorg-
lich eingefroren. Der Bundesrat
hobdieSperre trotzProtestenvon
Nichtregierungsorganisationen
Ende 2017 auf, nachdem die Be-
mühungen zur Rückführung der
Gelder auf dem Rechtshilfeweg

gescheitertwaren.430Millionen
Frankenbliebenaber imZugedes
Strafverfahrens der Bundesan-
waltschaft (BA) gesperrt. Die BA
kann nun insofern einen Erfolg
verbuchen, als kürzlich32Millio-
nen Franken zu Gunsten Ägyp-
tens auf ein von den ägyptischen
Behörden bestimmtes Konto
überwiesenwurden.

Eshandelt sichumGelder,die
auf Konten des ägyptischen Ge-
schäftsmanns Ahmed Abdelaziz
Ezz gesperrt waren, wie Bundes-
anwaltschaftssprecher Anthony
Brovarone auf Anfrage bekannt-
gab.Erstmals seidamitderägyp-
tische Staat Begünstigter von de-
blockierten Vermögenswerten
eines Beschuldigten in der
Schweiz.«DasStrafverfahrender

Bundesanwaltschaft und die
ArbeitenderSchweizerBehörden
warendafürvonzentralerBedeu-
tung», erklärte der Sprecher.

Gelder stammenvon
einemStahlunternehmer

Der Stahlunternehmer und ehe-
malige Politiker Ahmed Ezz galt
alsengerVertrautervonMubarak.
WegenKorruptionundeinerRei-
he von weiteren Delikten wurde
er nach dem Regimewechsel zu
einer langjährigenHaftstrafever-
urteilt, 2014 aber gegen Kaution
ausderHaftentlassen.Nuneinig-
te sich der 59-jährige Unterneh-
mermitdervomägyptischenGe-
neralstaatsanwalt präsidierten
RegierungskommissionzurRück-
führung vonGeldern imAusland

auf die Überweisung seiner Aus-
landguthabenandenägyptischen
Staat.BereitsEnde2016hattedie
Bundesanwaltschaft die Verfah-
rengegenmehrerePersonenein-
gestellt und rund 180 Millionen
Frankenfreigegeben.DerLöwen-
anteil betrafVermögenswertedes
GeschäftsmannsHusseinSalem.
ImUnterschiedzur jetzt erfolgten
Überweisung entschied die
Bundesanwaltschaftdamalsaber
nichtüberdieDestinationderSa-
lem-Vermögenswerte. Der als
«Vater von Sharm-el-Sheikh»
bekannt gewordene Geschäfts-
mann hatte vielmehr bereits vor
derVerfahrenseinstellung inder
Schweizmit der ägyptischenRe-
gierungskommission einenDeal
abgeschlossen, bei dem er sich

bereit erklärte, 75Prozent seiner
Auslandguthaben dem Staat zu
überweisen. Das Verfahren der
Bundesanwaltschaft richtet sich
nun noch gegen sechs Personen,
darunter die beiden Söhne von
Mubarak.Ursprünglich ermittel-
tendieStrafverfolgerdesBundes
gegen 14 Beschuldigte. Zudem
waren28natürlicheund45 juris-
tischeDrittpersonenvomVerfah-
renbetroffen.DieBundesanwalt-
schaft nahm etwa 140 Bankver-
bindungen unter die Lupe. Rund
400MillionenFrankensindnach
wie vor gesperrt. Davon liegen
rund300MillionenaufdenKon-
ten der Mubarak-Söhne. Weil
auch in ihrem Fall der Nachweis
von Vortaten zur Geldwäscherei
inÄgyptenkaumzuerbringen ist,

rechnen Experten ebenfalls mit
einer Freigabe der Gelder. Den
VorwurfderorganisiertenKrimi-
nalität wollte die Bundesanwalt-
schaft selber bereits 2015 fallen-
lassen, wurde vom Bundesstraf-
gericht aber zurückgepfiffen.

Ex-Präsident Mubarak war
übrigensnieGegenstandvonVer-
fahren inderSchweiz.Klar ist zu-
dem,dassdas2016 inKraftgetre-
tene Gesetz über die Sperrung
undRückerstattungunrechtmäs-
sig erworbener Vermögenswerte
ausländischer Personen im Fall
derMubarak-GeldernichtzurAn-
wendung kommt, obwohl es von
MedienundvonPolitikernalsLex
Mubarak apostrophiert wurde.

Balz Bruppacher

Ein Super­Puma­Helikopter, der von der Ruag einer Revision unterzogen worden ist. Bild: Sigi Tischler/Keystone

«Es istunfassbar,
dassWaffenabLager
verkauftwerden,
ohnedass jemand
etwasdavonmerkt.»

MonikaRoth
Professorin fürWirtschaftsrecht
an derHochschule Luzern

Ruag-Kadermann im Zwielicht

Es ist der Stoff, aus demKriminal­
romane sind. Ein Kadermitglied
der Ruag tut sich zusammen mit
einemBanker und einemWaffen­
händler. Über Jahre verkaufen sie
Waffen aus dem Bestand der
Ruag an die Leibgarde des russi­
schen Präsidenten Wladimir Pu­
tin – unbemerkt, illegal und unter
Bezahlung von Schmiergeldern.
Am Donnerstag hat die Bundes­
anwaltschaft die Räumlichkeiten
der Ruag durchsucht und ein
Strafverfahren eröffnet.

Bei den drei Angeschuldigten
handelt es sich um den Marke­
tingleiter der Ruag­Munitions­
sparte Ammotec, den Filialleiter
der Bank Julius Bär in Moskau
sowie einen Zuger Waffenhänd-
ler. Wie der «Tages­Anzeiger»
schreibt, waren die beiden Kader­

leute von Ruag und Julius Bär be­
reits früher in fragwürdige Deals
verstrickt.

Vor allem in Bezug auf den
Marketingleiter der Ruag wirft
dies Fragen auf. Ruag­Chef Urs
Breitmeier hatte amFreitag an der
Medienkonferenz beteuert, dass
der angeschuldigte Mitarbeiter
sorgfältig überprüft worden sei,
als er sein Amt antrat. Nun
schreibt die Zeitung in dem Be­
richt, dass der Mann vor seinem
Engagement bei der RuagMitbe­
sitzer und Verwaltungsrat einer
amerikanischen Putzschwamm­
firma war, die ihren Aktienkurs
widerrechtlich aufgebläht hatte.
Ein Partner des beschuldigten
Ruag­Mitarbeiters wurde deswe­
gen zu drei JahrenGefängnis ver­
urteilt. (rob)

Zentralschweiz am Sonntag




